
terschaft. Hinzu kommt, daß sich die „Notwendigkeit“ 
der Zweiteilung in weiten Teilen aus Erwägungen 
ergibt, die ihrerseits letztlich diskriminierender Natur 
sind. Das gilt insbesondere für die Rechtsstellung der 
Mutter.

Die „elterliche Gewalt“
Auch der Regierungsentwurf hält es für richtig, gene­
rell von der Vermutung auszugehen, daß die Frau, 
weil sie nicht verheiratet ist, auch außerstande ist, 
wichtige Belange des Kindes aus eigener Verantwor­
tung -zu vertreten. Deshalb schafft er ein System 
von Regelungen, die dem Staat speziell für diesen 
Fall Kompetenzen einräumen, sie wieder ausschließen, 
sie neu eröffnen, erweitern oder schmälern.14 
Selbstverständlich haben viele alleinstehende Mütter 
(auch geschiedene oder verwitwete) das Bedürfnis nach 
staatlicher Hilfe. Selbstverständlich gibt es auch Müt­
ter (verheiratete und unter den alleinstehenden auch 
verwitwete und geschiedene), die ihren Mutterpflich­
ten nicht voll nachkommen. Aber wo ist die Begrün­
dung dafür, daß man deshalb allen nicht verheirateten 
Müttern mißtrauen darf, und wo ist der Beweis, daß 
man ihnen und dem Kind nur über eine Beschneidung 
ihrer Rechte helfen kann? Gelegentlich klingt in letz­
ter Zeit in der Diskussion zu dieser Problematik in 
der Bundesrepublik die Frage an, ob nicht auch die 
Regelungen für andere Fälle der UnVollständigkeit der 
Familie, so z. B. nach dem Tode eines Ehegatten, 
geändert werden müßten und mit dem Entwurf nur 
ein Anfang gemacht sei15. Sicherlich ist das Familien­
recht der Bundesrepublik reformbedürftig. Aber es ist 
doch wohl kaum anzunehmen, daß der westdeutsche 
Staat eine Einmischung in die Familienangelegen­
heiten so weit treibt, daß er die elterlichen Rechte 
des überlebenden oder des geschiedenen Ehegatten 
kraft Gesetzes wegen des Fakts der Unvollständigkeit 
der Familie beschneiden und Kompetenzen des Staates 
begründen will.
Ohne jeden Beweis wird in der Begründung des Re­
gierungsentwurfs gesagt:

„Auch wenn die Mutter im allgemeinen sich ihrer 
Verantwortung bewußt und zur Ausübung der elter­
lichen Gewalt geeignet ist, würde es die Lage des 
Kindes verschlechtern, wenn die Mutter bereits kraft 
Gesetzes die uneingeschränkte elterliche Gewalt er­
hielte und das Kind damit des besonderen Schutzes, 
den ihm die bisherige Regelung gewährt, verlustig 
ginge.“16

Ein solcher Beweis für die Berechtigung und Not­
wendigkeit der Beschränkung der Rechte der Mutter 
wird um so mehr vermißt, als sich die Verfasser des 
Entwurfs durchaus seiner diskriminierenden Wirkung 
bewußt sind. Es heißt in der Begründung wörtlich: 

„Dabei ist zu berücksichtigen, daß eine allzu starke 
Beschränkung der Rechte der Mutter auch das Wohl 
des Kindes beeinträchtigen kann, da eine solche Be­
schränkung einen ungünstigen Eindruck auf die see­
lische Lage der Mutter haben und außerdem Mutter 
und Kind in der öffentlichen Meinung herabwürdi­
gen kann.“17

Der ausdrückliche Hinweis darauf, daß die Aufhebung 
der Beistandschaft leichtgemacht sein soll, beweist 
dagegen, daß es für die allgemeine Beschränkung der 
Rechte der Mutter keine wirklich plausible Begrün­
dung gibt. Außerdem ändert diese Möglichkeit nichts 
am Wesen der Rechtsstellung der Mutter. Sie muß 
beantragen, daß man ihr — obgleich nicht verheiratet —
14 Vgl. §§ 1705 bis 1713 des Regierungsentwurfs, 
iö Vgl. Bosch, a. a. O., S. 521.
16 Bundestagsdrucksache V/2370, S. 62.
17 Bundestagsdrucksache V/2370, S. 62.

vertraut. Sie muß sich eine Überprüfung ihrer Lebens­
verhältnisse und ihres Verhaltens gefallen lassen, ob­
gleich nicht der geringste Zweifel an ihren Persön­
lichkeitswerten zu bestehen braucht; denn das Vor­
mundschaftsgericht muß sich Gewißheit verschaffen, 
daß die Aufhebung der Beistandschaft nicht dem Wohl 
des Kindes widerspricht.
Die Aufhebung beseitigt diese Beistandschaft auch 
nicht endgültig. Die Entscheidung kann jederzeit ge­
ändert werden. Jede Veränderung im Leben der Frau, 
z. B. die Eheschließung, wirft die Frage erneut auf, 
ob sie allein erziehungsberechtigt bleiben kann16.
Es ist auch möglich, daß die Befugnisse des Beistands 
erweitert werden. Generell wird auf die Bevormun­
dung in Vermögensfragen verzichtet. Das geschieht 
aber eindeutig deshalb, weil es zumeist keine Ver­
mögensfragen gibt. „In der Regel hat das Kind ohne­
hin kein Vermögen. Ist aber Vermögen vorhanden, 
so muß für den Schutz des Vermögens ausreichend 
gesorgt werden.“18 19 20 Ausdrücklich werden die allgemei­
nen Bestimmungen, nach denen eine Beistandschaft 
für Eltern in Vermögensfragen nur auf Antrag und 
eine Entziehung des Rechts zur selbständigen Ver­
mögensverwaltung nur bei Verletzung der Pflichten 
durch die Eltern zulässig ist, für nicht ausreichend 
erklärt. Es wird behauptet, daß bei Vermögensange­
legenheiten dieser Kinder der Staat das Recht haben 
müsse, ohne Antrag der Mutter und ohne irgend­
welche Pflichtverletzungen ihrerseits ednzugreifen29. 
Will die unverheiratete Mutter ohne Gefahr des Ein­
griffs von außen Mutter ihres Kindes sein, dann muß 
sie es adoptieren21. Es ist bisher noch nicht ersicht­
lich, in welchen Fällen man ihr das gestatten wird.
Juristische Konstruktionen zur Verdeckung 
der „Unehelichkeit“ ,
Ein anderer großer Komplex des Familienrechts für 
Uneheliche wurde „notwendig“, weil es zu den er­
klärten Zielen des Gesetzes gehört, Möglichkeiten zu 
schaffen, die die „Unehelichkeit“ nach außen verdek- 
ken. Im Zusammenhang mit dem Namensrecht ist so­
gar die Rede von der „Gefahr“, „daß die Unehelich­
keit des Kindes bekannt wird“22. Hier wird die Kon­
zeption ganz deutlich. Das ist eben Diskriminierung 
durch Schutz, durch Wohltätigkeit. Der Regierungsent­
wurf baut diese Art von Wohltätigkeit im Vergleich 
zum BGB aus. Er schafft juristische Konstruktionen, 
umfangreiche und komplizierte Regelungen, ' um im 
Einzelfall die „Unehelichkeit“ nicht erkennbar werden 
zu lassen.
Es wird auch künftig die Ehelichkeitserklärung geben. 
Für die Bürger der DDR ist es — insbesondere für 
jüngere Menschen — vielleicht schon gar nicht mehr 
leicht, sich in diese juristischen Konstruktionen hin­
einzudenken: Ein Kind, dessen Eltern nicht mitein­
ander verheiratet sind, wird als unehelich bezeichnet, 
solange es bei der Mutter lebt, und es behält den 
Status der Unehelichkeit selbst dann, wenn es in einer 
Ehe und Familie der Mutter aufwächst. Lebt dieses 
Kind hingegen beim Vater, soll diesem das Erzie­
hungsrecht übertragen werden; dann kann das Kind 
durch eine Erklärung des Vaters zu einem ehelichen 
werden. Es wird plötzlich Kindern gleichgestellt, die 
nicht „das Ergebnis von Unordnung“ sind, und zwar

18 Gegenüber der unverheirateten Mutter behält sich der west­
deutsche Staat mit dem Regierungsentwurf auch dann, wenn 
er einmal die Beistandschaft aufgehoben hat. die jederzeitige 
EingrifTsmöglichkeit in die Familienbeziehungen vor, und zwar 
— ausdrücklich — auch und gerade für Fälle, in denen die Mut­
ter ihre Pflichten gegenüber dem Kind nicht verletzt hat. Vgl. 
Bundestagsdrucksache V/2370, S. 65 f.
10 Bundestagsdrucksache V/2370, S. 67.
20 vgl. Bundestagsdrucksache V/2370, S. 67.
21 Vgl. § 1712a des Regierungsentwurfs.
22 vgl. Bundestagsdrudesache V/2370, S. 59.
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